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Vorwort des Herausgebers 
Prof. Dr. iur. Thomas Gächter 
Das geltende Krankenversicherungsrecht geht von den Kantonen als den in der 
Spitalplanung massgeblichen Regionen aus. Die zunehmende Spezialisierung der 
Medizin sowie der steigende Kostendruck zeigen indes, dass die Kantone als 
Spitalplanungsregionen zu klein sind. Die nachfolgenden Beiträge loten aus, wel-
che Chancen und Risiken die aktive Bewirtschaftung der ausserkantonalen oder 
gar ausländischen stationären Angebote durch die Kantone mit sich bringen wür-
de. Im Vordergrund stehen die durch das geltende Recht gesetzten Grenzen und 
die Frage, ob sich die vorhandenen Handlungsspielräume sinnvoll nutzen lassen. 
Neben grundlegenden rechtlichen und ökonomischen Überlegungen wird auch die 
spezifische Sicht wichtiger Akteure des Gesundheitswesens dargelegt. 
ln der Spitzenmedizin steht die schweizweite Kooperation und Konzentration zur 
Diskussion. Angetrieben wird der Prozess durch stark steigende Kosten sowie 
Überlegungen zur Qualitätssteigerung. Geringe Fallzahlen in den einzelnen Zent-
ren erschweren es, die Leistungen effizient und qualitativ hoch stehend zu erbrin-
gen. ln kleinen und mittleren Kantonen sehen sich bereits Spitäler, welche die 
erweiterte Grundversorgung abdecken, mit diesen Problemen konfrontiert. 
Es stellt sich daher die Frage, ob nicht durch vermehrte ausserkantonale Leis- 2 
tungseinkäufe der Kantone eine Optimierung erreicht werden könnte. Die Leis-
tungserbringer hätten dadurch die Möglichkeit, sich als Kompetenzzentren zu 
profilieren und im Bereich der obligatorischen Grundversicherung um Patientinnen 
und Patienten und Leistungsaufträge aus anderen Kantonen zu konkurrieren. 
Mit Blick auf das europäische Ausland stellt sich auch die Frage, ob und nach 3 
welchen Modalitäten stationäre Behandlungen im Ausland möglich wären, und 
zwar in einem über die gegenwärtig durchgeführten Pilotversuche hinausgehen-
den Umfang. 
Zunächst werden die rechtlichen Grundlagen des inländischen Rechts zur Mög- 4 
lichkeit der ausserkantonalen Hospitalisation beleuchtet, die Vorgaben des Frei-
zügigkeitsabkommens und des damit übernommenen Europarechts für diese 
Fragen erläutert sowie die grundlegenden ökonomischen Modelle dargestellt, die 
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einem revidierten System der Spitalversorgung zugrunde gelegt werden könnten. 
Danach wird die Fragestellung aus der Sicht der Kantone, der Leistungserbringer 
sowie der Zusatzversicherer betrachtet. Es zeigt sich dabei deutlich, dass die 
Chancen des geltenden Systems und die Risiken oder Chancen einer Systeman-
passung je nach Perspektive sehr unterschiedlich eingeschätzt werden. 
Im einleitenden Beitrag arbeitet Rechtsanwalt Beat Meyer, Richter am Sozialversi-
cherungsgericht des Kantons Zürich und nebenamtlicher Bundesrichter am Eid-
genössischen Versicherungsgericht (EVG), auf der Grundlage der Prinzipien der 
sozialen Krankenversicherung sowie der - teils kritisch hinterfragten - Rechtspre-
chung des EVG die bei der ausserkantonalen Hospitalisation massgeblichen 
Grundsätze heraus und zeigt die möglichen Gestaltungsfreiräume auf. 
Die Frage der Hospitalisation im europäischen Ausland, mit der sich Frau 
Dr. iur. Si/via Sucher, Gerichtsschreiberin am EVG und Lehrbeauftragte an der 
Universität Fribourg, befasst, ist von hoher politischer und juristischer Aktualität. 
Die Autorin legt dar, dass wichtige Bestimmungen des Europarechts mit dem 
Freizügigkeitsabkommen (FZA) auch für die Schweiz verbindlich geworden sind. 
Schon nach geltendem Recht ist es möglich, unter bestimmten Voraussetzungen 
stationäre Leistungen im europäischen Ausland in Anspruch zu nehmen. Bereits 
die blosse Möglichkeit, das Territorialitätsprinzip in einzelnen Fällen zu relativie-
ren , wirkt auf die Durchlässigkeit der Kantonsgrenzen für die inländischen Patien-
tenströme zurück. Noch offen ist, ob im Rahmen des FZA die bei medizinischen 
Behandlungen im Ausland zum Tragen kommende EuGH-Rechtsprechung zur 
passiven Dienstleistungsfreiheit zu berücksichtigen ist. 
Das geltende System der Spitalplanung und Spitalbewirtschaftung ist durch zahl-
reiche lneffizienzen und Anreizverzerrungen geprägt, wie lic. rer. pol. Frank 
J. Stüssi, Referent im Sekretariat der Wettbewerbskommission, darlegt. Der Wett-
bewerb könne nur verbessert werden, wenn die Spitalplanung künftig in einer 
erweiterten und angepassten Form vorgenommen oder aber ganz auf sie verzich-
tet würde. Die politischen Blockaden verhinderten es zwar, die notwendigen Re-
formschritte einzuleiten, doch würde bereits die Vergrösserung der Planungsregi-
onen oder die Möglichkeit, Leistungen zu Lasten der Grundversicherung im Aus-
land zu beziehen, einige positive Effekte zeitigen . 
Der Leiter des Bereichs Ökonomie der Gesundheitsdirektorenkonferenz (GDK), 
lic. rer. pol. Michael Jordi, erläutert in seinem Beitrag die Sicht der Kantone. Er 
geht davon aus, dass Massnahmen wie die bereits in Angriff genommene Einfüh-
rung der leistungsbezogenen, gesamtschweizerisch einheitlichen Tarifstrukturen 
Vorwort des Herausgebers 
(DRGs) zu einem Druck auf die Kosten führen werden . Die durch die einheitliche 
Tarifstruktur hergestellte Transparenz werde im interkantonalen Verhältnis den 
Substitutionseffekt erhöhen und im Ergebnis die Kantonsgrenzen für die ausser-
kantonalen Behandlungen durchlässiger machen. 
Im Bereich der stationären Rehabilitation werden bereits im geltenden System 9 
überdurchschnittlich viele ausserkantonale Patientinnen und Patienten behandelt. 
Zudem ist es vor allem die Rehabilitation, für die sich ein Teil der Versicherer 
sowie die Politik erhebliche Kosteneinsparungen durch die Leistungserbringung im 
Ausland erhofft. Stefan Güntensperger, MHA, CEO der RehaCiinic, erörtert, wel-
che Chancen sich den zumeist privatrechtlich organisierten Schweizer Rehabilita-
tionsinstituten durch die genannten Tendenzen eröffnen. Er weist zugleich auf die 
Gefahren hin, die mit einer Auslagerung der Rehabilitation in ausländische Institu-
tionen verbunden sein könnten. 
Die privaten Krankenzusatzversicherungen spielen bei der ausserkantonalen 10 
Hospitalisation eine wichtige Rolle. Dr. iur. Thomas Mattig, stellvertretender Res-
sortleiter beim schweizerischen Versicherungsverband (SW), nimmt zur Frage 
Stellung, welche Herausforderungen sich den Zusatzversicherern im Zusammen-
hang mit der ausserkantonalen Hospitalisation stellen. Er kommt dabei zum 
Schluss, dass die weit gehende Wahlfreiheit der stationären Leistungserbringer im 
Grundversicherungsbereich ein wesentlicher Grund dafür sei, dass der Wettbe-
werb in der Zusatzversicherung bislang nicht wunschgernäss spiele. 
Im Namen des Luzerner Zentrums für Sozialversicherungsrecht (LuZeSo) danke 11 
ich allen, die an der Durchführung der Tagung und der Herstellung dieses Bandes 
mitgewirkt haben. An erster Stelle geht der Dank an die Referentin und die Refe-
renten, welche die komplexe Problemstellung sowohl im mündlichen Vortrag als 
auch in den pünktlich abgelieferten schriftlichen Beiträgen kompetent und an-
schaulich dargelegt haben. Weiter gebührt meiner wissenschaftlichen Mitarbeiterin 
an der Universität Luzern, Dr. med. et lic. iur. lrene Vo/lenweider, ein besonderer 
Dank dafür, dass sie auf die an der Tagung erörterte Fragestellung hingewiesen 
und das Tagungskonzept in wesentlichen Teilen mitentwickelt hat. Frau BLaw 
Natha/ie Jost hat die Tagung administrativ begleitet, Frau lic. iur. Laurence Uttin-
ger und Herr Philipp Egli halfen bei der Durchführung der Tagung mit. Das Lekto-
rat der Beiträge besorgten Frau BLaw Nathalie Jostund Frau lic. iur. Maya Gecke-
/er, die Druckvorlagen wurden von Frau lic. iur. Laurence Uttingerhergestellt. Wie 
gewohnt gestaltete sich die Zusammenarbeit mit dem kompetenten Team der 
Weblaw (Bern) für die Publikation dieses Bandes reibungslos und erfreulich. 
